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Die Welt nach Fukushima
Auch der Atomausstieg hat seine Zeit - und es ist keineswegs sicher, dass schon die japanische Atomkatastrophe allein ausreichen wird. Denn die Halbwertszeit des menschlichen Gedächtnisses für Gefahren ist erschreckend gering. Auch heute schon müssen wir feststellen, dass wir uns offenkundig selbst an die Atom-Apokalypse in Japan irgendwie gewöhnt haben, obwohl die atomaren Teilchen am Ende ihrer 11.000 km langen Reise von Japan inzwischen bei uns angekommen sind. Jetzt werden in Deutschland erst mal die ältesten Meiler überprüft. Wenn Frau Merkel als ehemalige Ministerin für Reaktorschutz jetzt so tut, als würde man plötzlich bei einer Überprüfung der Reaktoren möglicherweise überraschende Sicherheitsmängel feststellen, von denen man im letzten Jahr noch nichts wusste, dann ist das schon gezielte Irreführung der Öffentlichkeit. Natürlich wissen die Aufsichtsbehörden, die Betreiber, die Technischen Sachverständigenorganisationen und somit auch Minister Röttgen und Kanzlerin Merkel ebenso wie Energiekommissar Öttinger genau Bescheid, in welchem sicherheitstechnischen Zustand die Atomkraftwerke sind. Sie wissen Bescheid über die seit Jahren verschleppten Sicherheitsnachrüstungen des auf Erdbebengebiet stehenden AKW Neckarwestheim 1, ebenso über die fehlende Notstandswarte in Biblis oder die Tatsache, dass vier gefährliche Siedewasserreaktoren der Baureihe 69 auf Wunsch der Regierung noch mindestens acht Jahre laufen. 
Merkels Strategie, die Laufzeitverlängerung gegen den Willen der Bevölkerung im Herbst 2010 durchzupeitschen, damit rechtzeitig vor dem Superwahljahr 2011 Ruhe herrscht, ist nicht aufgegangen. Einen Störfall hatte sie nicht mit einkalkuliert. Die Verlängerung der Laufzeiten war grundfalsch und hochriskant. Jeder und jedem musste klar sein, dass eine Katastrophe wie in Japan jederzeit und überall auf der Welt passieren kann. Frau Merkel, Herr Öttinger und die ganzen Atomkraft-Befürworter wurden jetzt sozusagen mit dem rauchenden Colt in der Hand erwischt.

Jetzt reden ausgerechnet die von Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien, die uns seit den 80ern bis Fukushima noch erklärt haben, dass wir die Atomenergie dringend als Brücke bräuchten, weil der Ausbau der Erneuerbaren nicht so schnell möglich sei. Unionspolitiker wie Roland Koch und Philip Missfelder wie auch die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU haben im letzten Jahr sogar noch über AKW-Neubauten gesprochen. Skepsis erscheint angebracht.

Der kürzliche Störfall beim Herunterfahren des Schrottreaktors Isar 1 und wieder die professionellen Verschleierungslügen sowie die unfreiwillige Selbst-Entlarvung von Wirtschaftsminister Brüderle hinsichtlich des eigentlich nur dem Wahlkampf geschuldeten Moratoriums sollten uns zu größter Wachsamkeit veranlassen und sowohl unsere Handlungs- als auch Reflexionsbereitschaft stärken.
Die Welt wundert sich auch. Der hektische energiepolitische U-Turn in Berlin mit der Schnellabschaltung von sieben AKWs wird als Produkt von "German Angst" wahrgenommen. Also als Kurzschlussreaktion, kaum nachahmenswert für andere. Dass es sich um eine auf Einsicht beruhende Umkehr in eine Energiezukunft der autonomen, dezentralen, regionalen und auf die grenzenlosen Vorräte der erneuerbaren Ressourcen setzenden Versorgung handeln könnte, hat die Bundeskanzlerin ausdrücklich ausgeschlossen. Nach der kurzen taktischen Pause soll es weiter entlang von Frau Merkels "energiepolitischer Revolution" mit der Atomenergie als der längsten Hängebrücke der Welt gehen.


Konsens globalisieren

Der rot-grüne Atomkonsens von 2000 stand auf zwei Beinen: Geregeltem Atomausstieg und Anschub für die Erneuerbaren. Für Deutschland löste dieses Konzept eine bemerkenswerte Erfolgsgeschichte aus: Export-Boom und Systemführerschaft bei den Renewables, mindestens 370.000 qualifizierte neue Arbeitsplätze und ein weitgehender Konsens über die Energiezukunft nach endlosen Kontroversen in der Vergangenheit.

Aber noch viel wichtiger war: Ein großes und renommiertes Industrieland ging erfolgreich einen Weg aus der Kernenergienutzung heraus. Wer den globalen Markt der Erneuerbaren nicht überproportional den Deutschen überlassen wollte, musste in diesen Wettbewerb einsteigen - Länder wie die Vereinigten Staaten und China reagierten, allerdings ohne Atomausstieg. Trotzdem setzte das industriepolitische Signale, und über Wettbewerb und die "Economies of Scale" gewannen die Renewables auch weltweit an Gewicht. Wäre die Bundesrepublik konsequent auf diesem Weg geblieben, dann hätte bis etwa 2020 der Beweis der erneuerbaren Vollversorgung erbracht werden können: Ja, es gibt eine machbare und attraktive Alternative zu den AKWs, auch für aufstrebende und große Industriegesellschaften. Modelle zeigen, dass eine eigenständige Energieversorgung unabhängiger und klimafreundlicher macht und Arbeitsplätze und Wertschöpfung schafft. Etliche seriöse Gutachten, Modellrechnungen usf. haben klar belegt, dass Deutschland in schlappen 20 Jahren komplett erneuerbar versorgt werden kann und dass dies für alle außer den jetzigen EVUs von Vorteil ist.

Schwarz-Gelb hat dieses Modell fast irreparabel beschädigt. Der globale Schaden dieser Fehlentscheidung und worum es hier geht, wird an einigen Zahlen deutlich: Heute setzen 29 Länder mit 442 Reaktoren wenigstens teilweise auf Atomtechnologie, 62 Anlagen sind bereits im Bau und 65 weitere Länder haben entsprechende Pläne, davon allein 21 auf dem afrikanischen Kontinent und 27 in China. Weitere 158 Reaktoren befinden sich laut World Nuclear Association in Planung. Davon je zwei in Bulgarien, Rumänien und Tschechien, sechs in Polen und einer in UK. Neue Aufträge wurden in den letzten Jahren - mit Ausnahme von Finnland und Frankreich- hauptsächlich in asiatischen Ländern erteilt, wo der Atomenergieanteil einen verschwindend geringen Prozentsatz ausmacht. Nach Fukushima wird es aber weltweit eher mehr suchende Blicke nach Beispielen für Alternativen geben als vorher. Dass der deutsche Atomkonsens aufgekündigt wurde, damit ohne Not die Abhängigkeit vom Atomstrom verlängert und auch Deutschlands Pionierrolle als Industriestaat auf dem Weg in eine neue Energiezukunft stark beschädigt - das hat weltpolitische Folgen, deren Tragweite jetzt mit den Ereignissen in Japan erst richtig deutlich werden.


Aktuelle Politik in Deutschland 
Kaum ein Tag vergeht ohne eine aufgeregte Debatte über angeblich explodierende EE-Kosten. Auf diese mehrschichtige Debatte antwortet Deutschland mit umfassenden "Lösungsvorschlägen": Weitere außerplanmäßige drastische Kürzungen der Vergütung für Solarstrom, Kürzungen beim Biogas, eine groteske Biospritpolitik, die auf Beimischung und nicht auf die Entwicklung einer Reinkraftstoffindustrie setzt, Deckelungen, eine Verkürzung des Vergütungszeitraumes von 20 Jahren. Immer deutlicher zeichnet sich ab, dass versucht wird, die Grundfesten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes auszuhebeln.

Stimmen, die sich mit diesen Thesen kritisch befassten, gingen fast völlig unter. Der Präsident der Bundesnetzagentur, Matthias Kurth betont, dass sich Strom aus Erneuerbaren Energien dämpfend auf die Großhandelspreise auswirken, da diese teure Kraftwerke aus dem Markt verdrängten. So schrieb er an seinen Beirat, dass es "sachlich nicht gerechtfertigt" sei, die Steigerung der Ökostrom-Umlage von 1,5 Cent pro Kilowattstunde auf die Verbraucher umzulegen. Dieser Effekt ist schon seit Jahren bekannt und durch zahlreiche Studien belegt, wird jedoch von denjenigen Akteuren, die das EEG attackieren, bewusst unterschlagen, weil er nicht in das Trugbild vorgeblich teurer Erneuerbarer Energien passt.

Erstaunlicherweise gilt das Kostenargument nicht bei Strom aus Offshore-Windanlagen, die neben der deutlich höheren Vergütung als an Land zusätzlich von Bürgschaften profitieren sollen. Hieran zeigt sich deutlich die Strategie der aktuellen Bundesregierung. Dezentrale Erzeugung aus Sonne, Wind und Biogas ist nicht konform mit den Interessen der großen Stromkonzerne. Den Akteuren des dezentralen Ausbaus Erneuerbarer Energien, Bürgern, mittelständischen Betrieben oder Stadtwerken soll das Heft aus der Hand genommen werden, im Gegenzug wird der Fortbestand der fossil-atomaren Erzeugungsstrukturen gesichert und die regenerative Stromerzeugung in diese zentralistischen Strukturen eingepasst.

Die Ausbaudynamik der Erneuerbaren Energien wird willkürlich beschnitten, damit eben nicht in den nächsten Jahren der archimedische Punkt eines regenerativen Energiesystems überschritten wird, ab dem die Erneuerbaren Energien in das Zentrum unserer Stromversorgung rücken. Diese Rolle soll auch weiterhin der fossil-atomaren Großerzeugung vorbehalten sein. 

Aktuelle Politik in Europa

Doch während auf Bundesebene "nur" das EEG drastisch beschnitten wird, will EU-Kommissar Günther Oettinger noch erheblich weiter gehen. Er schlug die Harmonisierung der Fördersysteme für die regenerative Stromerzeugung vor, nachdem gerade erst die Europäische Richtlinie zu den Erneuerbaren Energien in nationales Recht umgesetzt worden ist und scheiterte vorerst. Geplant war ja keine Anpassung an das erfolgreiche deutsche System sondern die Einführung eines Systems, bei dem Einspeisevergütungen durch einen EU-weiten Handel mit grünen Zertifikaten ersetzt werden. Dass ein Fördersystem ausgewählt wurde, das in Großbritannien seit Jahren ineffektiv ist, spricht Bände. Das britische System hat auf ganzer Linie gegenüber dem Erneuerbare-Energien-Gesetz versagt, sowohl was die Kosten, das Ausbautempo und insbesondere den Aufbau einer heimischen Erneuerbare-Energien-Industrie betrifft. So wie die Stromkonzerne von der Laufzeitverlängerung profitieren, würde auch die Einführung eines harmonisierten Fördersystems für regenerativen Strom mit Zertifikatehandel und Quoten allein den Interessen der großen Stromkonzerne und -händler dienen. Praktischerweise funktioniert dieses Fördersystem auch erst dann, wenn tausende Kilometer neuer Stromleitungen verlegt sind, so dass die Energiewende weit in die Zukunft rücken würde.

Letztlich geht es hier um die Kontrolle über das Energiesystem der Zukunft. Das EEG ist ein emanzipatorisches Gesetz. Es hat vor zehn Jahren den Grundstein für das größte Umbauprojekt in der Geschichte der deutschen Energieversorgung gelegt: Weg von einer zentralisierten Energieerzeugung in den Händen einiger weniger Großkonzerne hin zu einer Vielzahl von Akteuren, die alle regenerativen Strom bereitstellen. Bei der Demokratisierung der Energieversorgung darf es zu keinem Rollback kommen. Die Herausforderung für die Energieversorgung der Zukunft liegt nicht an weiträumig verteilten "effektivsten" Standorten in der Wüste oder auf dem Meer. Sie liegt in der Behauptung des Rechtes, vom Energiekonsumenten zum Energieproduzenten zu werden. Kosten, Netzausbau und negative Preise sind nur vorgeschobene Argumente, um den Umbau unseres Energiesystems, der längst im Gang ist, doch noch zu stoppen. Gegner der Erneuerbaren erkennt man nicht mehr an ihrer offenen Gegnerschaft, sondern daran, dass sie Gründe für den Aufschub suchen. Dies ist der Hintergrund der aktuellen Kampagne.
Auch wenn Öttingers Harmonisierung erst mal vom Tisch ist, so decken die Mitgliedsländer den Tisch schon mal ab. Sobald Erneuerbare erste Ausbauerfolge zeigen, wird sofort auf die Bremse getreten. 

Die britische Regierung will die Förderung für Solarstrom deutlich absenken. Für Anlagen ab 50 Kilowatt Leistung soll bereits ab Sommer eine reduzierte Einspeisevergütung gelten. Besonders hart betroffen sind Installationen ab 250 Kilowatt, dort soll die Förderung um über 70 Prozent von 29,3 p/kWh auf 8,5 p/kWh heruntergesetzt werden Die Reformvorschläge kommen überraschend, da die Tarife erst im April 2010 eingeführt worden waren und bis zu einer Überprüfung im Jahr 2013 sichergestellt sein sollten.
Die tschechische Regierung kündigte die Einführung einer neuen "Solarsteuer" sowie weiterer Einschränkungen für Betreiber von Photovoltaik-Anlagen an. Der Steuersatz soll zwischen zehn und 30 Prozent auf alle Erträge ausmachen, die Photovoltaik-Kraftwerke erzielen. Jetzt rechnet man mit einer neuen Rechtsstreit- und Arbitrage-Welle (Ausnutzung von Preisschwankungen) zwischen ausländischen Investoren und dem tschechischen Staat.
Frankreich und Italien haben die Einspeisevergütung wenigstens nur für künftige Projekte gekappt. Die französische Nationalversammlung hat dafür im Juni 2010 das Gesetz Grenelle 2 mit 300 Artikeln, eine Art juristischer Werkzeugkasten, verabschiedet. Gegenüber der Windenergie beispielsweise sind nicht viele Kompromisse gemacht worden: Windparks müssen jetzt aus mindestens 5 Anlagen bestehen, kleinere Projekte werden gestrichen. Weiterhin sollen Windparks nur noch im Rahmen von Regionalplänen gebaut werden, die die Regionen bis 2012 vorlegen sollen. Außerdem fallen die Parks in Zukunft unter die Regelung für Anlagen, die ein Umweltrisiko darstellen (wie z.B. Chemiefabriken), was für die Branche ein absolutes Paradox darstellt, denn Windenergieanlagen sind dazu da, umweltschonend und nachhaltig Energie zu produzieren. 
Ausgerechnet die Niederlande haben trotz prächtiger Onshore-Potentiale mit falschen Förderinstrumenten ihre eigene Windkraftindustrie kaputt gemacht.
 Einige Mitgliedstaaten verhalten sich eher als Freerider. Sie  investieren jetzt noch nicht beispielsweise in PV sondern warten, bis andere die Preisdegressionen mit ihren Märkten angestoßen haben. Eine größere Verpflichtung der Mitgliedsstaaten zum Beispiel bei der PV hätte die Massenproduktion viel schneller in Reichweite gebracht. Insofern ist auch hier die wohlklingende Politik der EU gescheitert.
 

Das Netz

Kommissar Öttinger sagt, dass Insellösungen keine Zukunft hätten und geht bereits fürs nächste Jahrzehnt von einem integrierten europäischen Energiemarkt aus. Im November 2010 hat die EU-Kommission daher ihre Prioritäten für die Entwicklung der Energieinfrastruktur in Form einer „Mitteilung“ vorgestellt. Die Mitteilung beinhaltet vier Korridore in der EU, wo der Netzausbau für den Stromsektor als vorrangig identifiziert wurde. Dazu gehören ein Offshore-Netz zur Anbindung der Windparks in den nördlichen Meeren, Verbindungsleitungen in Südwesteuropa, die Verstärkung der regionalen Netze in Mittelost- und Südosteuropa und die Integration des Energiemarkts im Ostseeraum in den europäischen Markt. Auf der Grundlage der Mitteilung sollen bis 2012 konkrete Projekte von europäischem Interesse ausgewiesen werden, für die dann auch entsprechende Fördermittel bereitstehen. Insgesamt rechnet EU-Energiekommissar Günther H. Oettinger mit 45.000 Kilometern neuer Stromleitungen in Europa. Für den Ausbau der Energieinfrastruktur für Strom und Gas zusammen seien etwa 200 Milliarden Euro erforderlich.
Bundeswirtschaftminister Rainer Brüderle fordert ebenfalls den Bau neuer Großstromtrassen, um angeblich den Ausbau Erneuerbarer Energien zu beschleunigen. Mindestens 3.600 Kilometer neuer Hochspannungsleitungen sollen für den großräumigen Transport zentral erzeugter Erneuerbarer Energien errichtet werden. Teil des Vorhabens ist eine drastische Einschränkung der Mitbestimmung der Bürger über ein spezielles Gesetz: das Netzausbaubeschleunigungsgesetz (NABEG). Kommunen werden nach diesem Konzept dazu verpflichtet "im Interesse des Gemeinwohls" gegen einen finanziellen Ausgleich einen Leitungsbau über Ihre Gemarkung hinzunehmen. Hier handelt es sich um ein Geschenk an die Energiekonzerne, denen nicht nur mit hohen Einspeisetarifen und günstigen Krediten der Einstieg in die Offshore-Windenergie schmackhaft gemacht werden soll, sondern auch die Erneuerbaren Energien insgesamt sollen in das Modell der fossil-atomaren Energieversorgung eingepasst werden. Dies ist augenscheinlich die Konzession der Bundesregierung für die vorzeitige Abschaltung alter Atomkraftwerke.     

Es kann keine Lösung sein, mit viel Geld riesige Stromtrassen zum weiträumigen Verschieben von Strom zu errichten, wenn dies nur dazu dient, möglichst lange den Systemkonflikt zwischen regenerativer und konventioneller Energieerzeugung herauszuschieben und die Gewinninteressen der Energiekonzerne zu wahren. Eine Gesamtstrategie für den Ausbau der Erneuerbaren Energien müsste unter einem anderen Vorzeichen stehen. Es ist bezeichnend, dass viele Gegner eines Ausbaus der Onshore-Windenergie nun anscheinend keine Probleme damit haben, neue gewaltige Stromtrassen durch das Land zu ziehen, ohne dabei die Interessen der Bürger zu berücksichtigen. Im Gegensatz dazu hatten sie aber vorher immer auf Aspekte wie Landschaftschutz und den Schutz der Bevölkerung vor einer Verspargelung durch den Ausbau der Windenergie verwiesen.

Massiver Ausbau des Höchstspannungsnetzes schadet der Dezentralität
Gerade in Hessen, Baden-Württemberg und Bayern hinkt der Ausbau der Windenergie weit hinter anderen Bundesländern zurück. Es liegt nicht daran, dass es hier an geeigneten Standorten für den Ausbau der Windenergie mangelt, sondern an einer politischen Blockadehaltung. Sie schützt die Energiekonzerne, indem die neuen regenerativen und zumeist mittelständischen Energieproduzenten bewusst ausgebremst werden. Würden die südlichen Bundesländer nur 1-2% ihrer Landesflächen für den Ausbau der Windenergie ausweisen, könnte die verfügbare Leistung in den nächsten Jahren mit für Binnenstandorte optimierten Windenergieanlagen schnell ausgebaut werden. Durch den späten Einstieg würden hier nur modernste Anlagen aufgestellt. Die hohe Leistung der heute angebotenen Windräder würde die Zahl der Anlagen dabei auf ein vertretbares Maß begrenzen. Dieser Effekt ist heute schon bei Repowering-Projekten zu beobachten, bei denen sich die Leistung eines Windparks trotz verminderter Anlagenzahl deutlich vergrößert. Auf diese Weise würde auch die Notwendigkeit entfallen, große Strommengen von der Nordsee bis in den Süden Deutschlands zu transportieren. 

Über die räumliche Streuung der Windenergieerzeugung kann also der Bau neuer Stromtrassen deutlich reduziert werden. Dies erfordert selbstverständlich die Einbindung der Bevölkerung. Hier gilt es deutlich zu machen, dass eine Kommune, die von einer neuen Stromtrasse durchquert wird, davon ökonomisch nicht profitiert. Sie ist weiterhin lediglich Hinterland der Transportinfrastruktur der Energiekonzerne, von denen sie abhängig bleibt. Durch die Errichtung einer begrenzten Zahl von Windenergieanlagen ließe sich das vermeiden. Statt zigtausender neuer Strommasten, die zu errichten wären, würde bei einem Ausbau der Windenergie im Süden Deutschlands und einem Repowering bestehender Windparks in anderen Bundesländern nicht nur die Streckenlänge neuer Stromtrassen reduziert, sondern die Gesamtzahl der Windenergieanlagen in Deutschland könnte sogar sinken. Gleiches gilt für Europa.    

Hinzu kommt, dass der dezentrale Ausbau der Erneuerbaren Energien den Kommunen auf diese Weise neue ökonomische Perspektiven bietet. Immer mehr Kommunen in Europa haben dies erkannt und treiben energisch die Nutzung der Erneuerbaren Energien voran. Ein Multiplikatoreffekt, der genutzt werden kann, um dieser Bewegung eine noch größere Breite zu geben. Damit nimmt die Raumordnung eine Schlüsselrolle für den Ausbau der Erneuerbaren Energien ein. Der Vorrang für Erneuerbare Energien muss auch hier gelten, aber nicht wie beim Stromtrassenbau über die Köpfe der Menschen hinweg, sondern als Teil einer nachhaltigen Regionalökonomie, die den Menschen die Vorteile Erneuerbarer Energien begreifbar macht.

Mit dem Abschalten der Altreaktoren bietet sich darüber hinaus eine Chance, die Stromerzeugung in Europa deutlich zu flexibilisieren. Anstatt neuer fossiler Großkraftwerke und langer Laufzeiten für die verbleibenden Atomkraftwerke, muss nun die Volatilität der Energieerzeugung im Vordergrund stehen, um dem variablen Output von Wind und Sonnenstrom einen dynamischen Gegenpart bieten zu können. Dies beinhaltet auch den Bau schnell regelbarer Gaskraftwerke und insbesondere den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung, wie es Dänemark beispielhaft vorgemacht hat. Hier kommen circa 50% des Stroms aus KWK-Anlagen. 
Die Netzinfrastruktur muss an die Anforderungen einer dezentraleren, im Wesentlichen auf Erneuerbaren Energien basierenden Stromerzeugung angepasst werden. Dies bedeutet mehr als nur den Bau neuer Leitungskilometer. Neue Stromleitungen bedeuten immer einen Eingriff in Natur und Landschaft. Insbesondere Freileitungen zerschneiden Naturräume, Anwohner fürchten Gesundheitsgefährdungen durch elektromagnetische Felder. Das erzeugt Widerstand, vor allem in touristisch attraktiven Regionen. Aus diesem Grund ist der Bau neuer Leitungen gegen Alternativen abzuwägen, die den Neubaubedarf minimieren können. Dazu zählen neue Speichertechnologien und -kapazitäten, intelligente Netze und Erzeugungsmanagement, optimierte und verstärkte Transportkapazitäten und neue Übertragungstechnologien. Aber auch Veränderungen in der Erzeugungsstruktur werden notwendig. Der Kraftwerkspark muss insgesamt flexibler werden, damit die steigenden Mengen fluktuierender Erneuerbarer Energien dauerhaft integriert werden können.

Biogas
Fossiles Erdgas lässt sich nach und nach durch Biogas und synthetisches Methan ersetzten, das bei Stromspitzen  aus Wind- und Sonnenstrom gewonnen werden kann. Im nächsten Schritt wird es in das bestehende Erdgasnetz eingespeist. Wenn nötig, kann damit in flexiblen Kraftwerken innerhalb kürzester Zeit die Stromproduktion gesteigert werden. Auch dies ist eine Möglichkeit um Netzausbau zu vermeiden und durch eine Lösung zu ersetzen, die bestehende Infrastruktur auf ganze neue Weise nutzt. Das Erdgasnetz wird so ein essentieller Teil der Lösung der Speicherfrage, denn Energie kann hier für Stunden, Tage und Monate gespeichert werden. Sogar ein saisonaler Transfer von Energie wird möglich. Gleichzeitig eröffnen sich auf diese Weise neue Perspektiven: Für Stadtwerke, für die Betreiber von Hybrid- und Kombikraftwerken, den Transportsektor und die chemische Industrie.

Speicher

Die Speicherfrage ist über Jahre vernachlässigt worden, obwohl schon das Erneuerbare-Energien-Gesetz 2009 die Möglichkeit gab, eine entsprechende Ergänzung vorzunehmen. Seitdem sind über zwei Jahre vergangen, während derer man über einen entsprechenden Anreiz im EEG schon viele Lösungen hätte realisieren können. Denn an verfügbaren Speichertechnologien mangelt es nicht. Das zeigt die seit 2006 von EUROSOLAR und dem Weltrat für Erneuerbare Energien ausgerichtete „International Renewable Energy Storage Conference“. Viele der hier vorgestellten Technologien werden bei entsprechender Massenproduktion eine deutliche Kostendegression vorweisen können. 
Es ist ein Fehler, dass in diesem Zusammenhang die EU-Kommission wie auch die Bundesregierung den Bau von nationalen und grenzüberschreitenden Stromautobahnen in den Mittelpunkt stellen. Dem entgegnet der Verband kommunaler Unternehmen VKU zu Recht, dass Autobahnen nur mit entsprechend ausgebauten Auf- und Abfahrten sowie zuverlässigen Zubringern funktionieren. Laut VKU müssen deshalb Initiativen für eine nachhaltige Finanzierung sowie die Beschleunigung der Genehmigungsverfahren auch für die Verteilnetzebene gelten. Man kann auch die Ausnutzung bestehender Trassen erhöhen. Über eine Temperaturüberwachung der Freileitungen kann sich die potenzielle Windenergieeinspeisung deutlich erhöhen. So wird Netzausbau in Teilen überflüssig, zum anderen können neue Leitungen geringer dimensioniert werden. Auch die Modernisierung bestehender Leitungen reduziert die Zahl neuer Stromtrassen. So geht die Deutsche Umwelthilfe (DUH) davon aus, dass die Länge neuer Trassen um die Hälfte reduziert werden kann, wenn die bestehenden Trassen leistungsfähigere Leitungen erhalten würden. Eine Studie der Universität Duisburg hat darüber hinaus aufgezeigt, dass sich Anfangsinvestitionen für Erdkabel gegenüber wartungsintensiven Überlandleitungen langfristig rentieren. 

Dezentralisierung statt Zentralisierung

EU-Energiekommissars Günther Oettinger: "Um die Kosten niedrig zu halten, sollten wir mehr Windkraftanlagen dort bauen, wo der Wind bläst, und mehr Solaranlagen dort installieren, wo die Sonne scheint…" Dem ist aber nicht so, die effizienteste Nutzung ist immer die, die dem Verbrauch am nächsten liegt. Gerade bei der Offshore-Winderzeugung hat sich gezeigt, dass diese Form der Energiegewinnung deutlich teurer ist, als die Onshore-Windenergieerzeugung. Eine neue Studie von Fraunhofer hat jüngst untermauert, dass Onshore-Anlagen deutliche Kostenvorsprünge gegenüber Offshore-Windparks durch geringere Kosten bei Installation, Netzanschluss und Betrieb haben. Die Onshore-Windenergie besitzt über kluges Repowering und eine aufgeschlossene Raumordnung  große Ausbaupotenziale und erlaubt es Regionen in Deutschland und europaweit, daran ökonomisch zu partizipieren. 
Anstelle vieler Energieerzeuger soll laut Günther Oettinger auch in Zukunft die Erzeugung in der Hand weniger bleiben. Ganze Landstriche werden zum Hinterland für eine Transportinfrastruktur mit gigantischen Stromtrassen, die Strom von der Sahara bis nach Hammerfest verschieben soll. Wie bei jedem dieser Großprojekte werden die Kosten der Leitungen aber weit über den heute getroffenen Annahmen liegen. Die dezentrale Photovoltaik wird aber z. B. in nur wenigen Jahren Strom bereitstellen, dessen Kosten unterhalb derjenigen von Offshore-Windenergie und unterhalb der Grid-Parity liegen, verbrauchsnah und ohne lange Transportwege. Die aktuelle Debatte zielt aber darauf ab, diese Entwicklung zu verschleiern, da gerade die Photovoltaik mit neuen Trägern von der Nische zu einem tragenden Element der künftigen Energieversorgung aufsteigen kann.
Die Einnahmen aus der Energieerzeugung fließen weiter in die Taschen der etablierten Player und die EU-Bürger sollen dafür zahlen, dass den Konzernen auch noch die passende Infrastruktur, das "Supergrid", bereitgestellt wird. Eine rasche Energiewende, an der möglichst viele Menschen ökonomisch partizipieren und die verhindert, dass die Machtstrukturen, die wir heute im Energiesektor vorfinden, persistieren, erfordert andere, erfordert systemische Weichenstellungen, die über einen rein quantitativen Ausbau der Erneuerbaren Energien hinausgehen und die Schaffung eines regenerativen Energiesystems ermöglichen. Dies ebnet den Weg zu 100 % Erneuerbaren Energien und nutzt die Investitionsbereitschaft der neu entstandenen regenerativen Energiewirtschaft.

Was noch zu tun ist
Zuerst mal eine institutionelle Aufwertung der Erneuerbaren: Es braucht eine Agentur für Erneuerbare Energien und den Aufbau von solchen Agenturen in allen Mitgliedstaaten und Regionen, die eine Vernetzung ermöglicht und Hilfestellung leistet und konkrete Europäische Szenarien ausarbeitet. So wie es mit EURATOM und IAEO bis zum heutigen Tag gut finanzierte Behörden zur Förderung der Atomkraft gibt aber nur eine sieche IRENA, deren Etat von dem einer besseren Universität übertroffen wird. 

Wir bräuchten eine andere Verankerung im nächsten Forschungsplan und eine Umschichtung von Geldern für die Fusionsenergie und CCS hin zu den Erneuerbaren. 

Baden-Württemberg ist eigentlich ein schönes Beispiel für viele Regionen in der EU:
Tolle Potentiale für die Erneuerbaren doch viele Chancen vergeben. Und zwar auch ganz offensichtliche. 2010 wurden in Baden-Württemberg 8 Windenergieanlagen errichtet. Eine Folge der vielen Restriktionen. Windkraft liefert 1 % der Stromproduktion. Das hat mit Potentialen nichts zu tun, auch nicht mit Preisen oder der Vergütung. Das ist fehlende politische und planerische Unterstützung in den einzelnen Gemeinden und Landkreisen. Nach fast 10 Jahren hat die Regierung Mappus kurz vor der dann doch verlorenen Wahl einen brauchbaren Windatlas vorgelegt, der plötzlich ganz neue Potentiale aufzeigt. 
 
Das was Hermann Scheer mit dem Vorrang für Erneuerbare Energien in der Raumordnung für Deutschland gefordert hat, müsste es europaweit geben. Wenn Staaten Flora-Fauna-Habitat-Gebiete an die EU melden müssen, könnte man doch auch verlangen, dass Fläche für EE reserviert wird. Das Mantra von den Netzen ist nur die halbe Wahrheit, viel entscheidender ist was in den einzelnen Regionen passiert. Ein deutliches Bekenntnis der Kommission zur Dezentralität täte gut.
 
Jetzt ist viel von Trassenbau über Grenzen hinweg die Rede. Interessanter wäre es zu überlegen, ob es nicht auch Transeuropäische Projekte geben könnten, die tatsächlich auch Energie produzieren. Beispielsweise eine Verbindung der Förderung von neuen Infrastrukturprojekten wie Autobahnen und Schienenwege mit der Verknüpfung von Energieinfrastruktur entlang dieser Trassen (natürlich in lokaler und regionaler Regie) nämlich der Aufbau von Wind, Sonne und Biomasse Kraftwerken auch entlang dieser europäischen Magistralen. Das wäre europäisch gedacht, aber dennoch in der Verantwortung der Regionen und entlastet die Netze. Die EU braucht kein Top down, sondern professionelle Potentialanalysen und Aktionsprogramme auf der regionalen Ebene, in Deutschland auf der Ebene von Landkreisen und Regionalverbänden. 
 
Was die Finanzierung der Netze angeht, so sagt eine abstrakte Investitionsabschätzungen für den Leitungsausbau nicht viel: Entscheidend über die volkswirtschaftlichen Gesamtkosten wird die Frage, ob dieser Ausbau dezentral und mit Investitionen von vielen oder zentral mit der Marktmacht weniger Konzerne passiert. Stimmen die Voraussetzungen mit guten Einspeisegesetzen, kommen auch die Investitionen, das haben das Beispiel Deutschland und zig Nachahmer gezeigt. Hier haben wir es auch mit einer Verschiebung des Eigentums zu tun, massgeblich haben Bürger und mittelständische Unternehmen den Aufbau der Erneuerbaren finanziert.
 
Mit der jetzigen zentralen Struktur behält man auch die zentrale Stellung einiger Weniger auf dem Energiemarkt: Niemand wird behaupten, die Kosten der Energieversorgung seien heute unabhängig von oligopolen Strukturen und fehlendem Wettbewerb. Wettbewerb kommt erst mit der Dezentralisierung. Wer auf eine andere Atomausstiegspolitik in Berlin nicht warten will, kann sofort vor Ort tätig werden. Den Atomausstieg privat zu vollziehen ist ganz einfach, dauert nur Minuten. Weg von den Atomkonzernen E.on, RWE, EnBW und Vattenfall ist das Gebot der Stunde. Es stehen genug Ökostromanbieter und Stadtwerke zur Verfügung und es muss nicht mal teurer sein. Auch die Städte können eine Atomausstiegspolitik betreiben. Über die Energiepolitik dürfen nicht börsennotierte anonyme Großkonzerne entscheiden, sondern die Energienetze und die Versorgung müssen über die Gründung von Stadtwerken in die Hand der Bürgerinnen und Bürger.
Tatsächlich könnte der Atomausstieg zu einem Glücksfall der Regionalentwicklung werden und der Rückeroberung demokratischer Spielräume dienen. Stichwörter sind Rekommunalisierung, neue Stadtwerke und Aufbau innovativer Bürgerunternehmen. Das alles fällt nicht vom Himmel. Es muss durch massive Förderprogramme zum Auf- und Ausbau regionaler Energieagenturen in allen deutschen Land- und Stadtkreisen politisch unterstützt werden. Wir brauchen flächendeckend regionale Masterpläne und die planerische Freiheit, diese auch umzusetzen - und dafür neue Gesetze. 
Als europäisches und nationales Leuchtturmprojekt könnte Hermann Scheers Vorschlag der "Energieallee A 7" aufgegriffen werden. Das heißt, die Bundesregierung und die betreffenden Bundesländer sollten die Nord-Süd-Autobahn A 7 als fast 1.000 Kilometer lange Allee der erneuerbaren Energien mit dezentral geplanten und finanzierten Wind-, Solar- und Biomasse-Kraftwerken mit dezentraler Netzeinbindung ausweisen. 
Da die Kraft-Wärme-Kopplung völlig stagniert, muss deren Förderung gestärkt werden. Es könnte auch eine KWK-Verpflichtung der Industrie für Prozesswärme eingeführt und ein echter Schwerpunkt gelegt werden auf die Verbreitung von Mikro-KWK in Wohngebäuden. Warum können dezentrale Stromspeicher, verbunden mit virtuellen Kraftwerken, nicht ebenso gefördert werden wie die Erschließung großer internationaler Speicher in Skandinavien oder den Alpen. Schließlich sollten Industriebetriebe zu einem aktiven Energieaudit und der Erschließung ihrer ungeheuren Einsparpotenziale verpflichtet werden. 
Nicht zu vergessen unsere Privathaushalte: Deren Sparpotenziale sind noch nicht mal angekratzt. Es gibt Vorschläge, einen Energiesparfonds und groß anlegte Förderprogramme einzurichten. Da die Menschen dafür im Moment recht empfänglich sind, wären Sofortmaßnahmen sinnvoll: etwa attraktive finanzielle Anreize, die zum Austausch von Heizungspumpen, Kühlgeräten und alten Elektroherden anregen. Das wäre mal eine Abwrackprämie, die tatsächlich nützt. 


7

